
Der Weg zur Teilnahme an einem Bildungszeitseminar 

Arbeitnehmer(in)
Veranstalter
Arbeitgeber
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l Wenn 
ausgebucht, 
neues Angebot 
wählen

Anmeldung 

zum Seminar 

beim 

Veranstalter

Antrag auf 

Bildungszeit

beim 

Arbeitgeber 

einreichen

Anmeldebestätigung und 
Einladung werden vom Veran-
stalter mit allen notwendigen 
Unterlagen zugeschickt:

 Themenplan
 Ministerieller Anerkennungs-
bescheid des Veranstalters
 Nachweis der Jedermannzu-
gänglichkeit, Veröffentlichung

Ablehnung 
aus betrieblichen 
Gründen

Ablehnung 
ohne Begründung

spätestens 
8 Wochen 

vor dem Seminar

spätestens 
4 Wochen 

nach EIngang 
des Antrags

Innerhalb 
1 Woche

Seminar 

auswählen

Reaktion des Arbeitgebers:

Zustimmung oder Schweigen

Kontakt mit 
Betriebsrat und 
Verwaltungs-
stelle 
aufnehmen

Neuen Termin 
für Bildungszeit 
suchen und so-
fort beantragen

Nach Seminar-
teilnahme 
die Teilnahme-
bescheinigung 
beim Arbeitgeber 
abgeben.

*  Alle Arbeitnehmer(innen) in Baden-Württemberg haben ab dem 1. Juli 2015 einen Rechtsanspruch auf 

bis zu fünf Tage Bildungszeit im Jahr. Dazu zählt neben der berufl ichen auch die politische Weiterbil-

dung – ebenso wie die Qualifi kation für ein Ehrenamt. Nicht der Wohnsitz ist entscheidend, sondern das 

Bundesland, in dem gearbeitet wird. Anspruch hat ein(e) Mitarbeiter(in) erstmals nach 12 Monaten im 

Betrieb. Wurde der Anspruch zum Ende eines Kalenderjahres nicht voll ausgeschöpft, verfallen die Tage.

Bildungszeit

*
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Bildungszeitgesetz Baden-Württemberg 
(BzG BW) 

Der Landtag hat am 11. März 2015 das folgende Gesetz 
beschlossen:

§ 1 Grundsätze
(1) Die Beschäftigten in Baden-Württemberg haben 
einen Anspruch gegenüber ihrer Arbeitgeberin oder 
ihrem Arbeitgeber auf Bildungszeit. Während der Bil-
dungszeit sind sie von ihrer Arbeitgeberin oder ihrem 
Arbeitgeber unter Fortzahlung der Bezüge freizustellen.
(2) Die Bildungszeit kann für Maßnahmen der beruf-
lichen oder der politischen Weiterbildung sowie für 
die Qualifi zierung zur Wahrnehmung ehrenamtlicher 
Tätigkeiten beansprucht werden.
(3) Berufl iche Weiterbildung dient der Erhaltung, 
Erneuerung, Verbesserung oder Erweiterung von 
berufsbezogenen Kenntnissen, Fertigkeiten, Entwick-
lungsmöglichkeiten oder Fähigkeiten.
(4) Politische Weiterbildung dient der Information über 
politische Zusammenhänge und der Mitwirkungsmög-
lichkeit im politischen Leben.
(5) Die Qualifi zierung zur Wahrnehmung ehrenamt-
licher Tätigkeiten dient der Stärkung des ehrenamtli-
chen Engagements. Die Bereiche der ehrenamtlichen 
Tätigkeiten, für deren Qualifi zierung ein Anspruch auf 
Bildungszeit besteht, werden durch Rechtsverordnung 
festgelegt. Die Landesregierung wird ermächtigt, den 
Bereich der ehren amtlichen Tätigkeiten, für deren Qua-
lifi zierung ein Anspruch auf Bildungszeit besteht, durch 
Rechtsverordnung zu regeln.

§ 2 Anspruchsberechtigte
(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 
1.  Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, 
2.  die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 

gleichgestellten Personen sowie andere Personen, 
die wegen ihrer Unselbstständigkeit als arbeitneh-
merähnliche Personen anzusehen sind. Arbeitneh-
merähnliche Personen in diesem Sinne sind auch 
Menschen mit Behinderungen im Arbeitsbereich 
einer anerkannten Werkstatt für behinderte Men-
schen, 

3.  die zu ihrer Ausbildung Beschäftigten und die Stu-
dierenden der Dualen Hochschule Baden-Württem-
berg, soweit deren Tätigkeitsschwerpunkt im Land 
Baden-Württemberg liegt.

(2)  Die Regelungen dieses Gesetzes gelten entspre-
chend für: 

1.  Beamtinnen oder Beamte im Sinne von § 1 des 
Landesbeamtengesetzes und 

2. Richterinnen oder Richter des Landes Baden-Würt-

temberg im Sinne des § 2 Absatz 1 des Landesrichter 
und -staatsanwaltsgesetzes.

§ 3 Anspruch auf Bildungszeit
(1) Der Anspruch auf Bildungszeit beträgt bis zu fünf 
Arbeitstage innerhalb eines Kalenderjahres. Wird regel-
mäßig an weniger als fünf Tagen in der Woche gearbei-
tet, so verringert sich der Anspruch entsprechend.
(2) Für Auszubildende und Studierende an der Dualen 
Hochschule Baden-Württemberg beträgt der Anspruch 
fünf Arbeitstage für die gesamte Ausbildungs- oder Stu-
dienzeit, beschränkt auf den Bereich der politischen 
Weiterbildung und der Qualifi zierungsmaßnahmen im 
ehrenamtlichen Bereich.
(3) Für die Beschäftigten an Schulen, die mit der 
Unterrichtung oder Betreuung von Schülerinnen oder 
Schülern betraut sind, erfolgt eine Freistellung nur in 
den unterrichtsfreien Zeiten. Beschäftigte mit Lehr-
aufgaben an Hochschulen können ihre Bildungszeit 
ausschließlich in der vorlesungsfreien Zeit in Anspruch 
nehmen.
(4) Erkrankt eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter 
während der Inanspruchnahme der Bildungszeit, so 
wird bei Nachweis der Arbeitsunfähigkeit durch ärzt-
liches Attest die Zeit der Arbeitsunfähigkeit nicht auf 
den Anspruch auf Bildungszeit angerechnet.
(5) Hat die Beschäftigte oder der Beschäftigte inner-
halb eines Kalenderjahres den Bildungszeitanspruch 
nicht ausgeschöpft, kann der verbleibende Anspruch 
nicht auf das folgende Kalenderjahr übertragen 
werden.

§ 4 Wartezeit Der Anspruch auf Bildungszeit wird erst-
mals nach zwölfmonatigem Bestehen des Beschäf-
tigungsverhältnisses erworben. Schließt sich ein 
Beschäftigungsverhältnis unmittelbar an ein Beschäf-
tigungsverhältnis, ein Ausbildungsverhältnis oder ein 
Studium an der Dualen Hochschule Baden-Württem-
berg bei derselben Arbeitgeberin oder bei demselben 
Arbeitgeber an, ist für das Entstehen des Anspruchs 
der Beginn des vorhergehenden Beschäftigungs- oder 
Ausbildungsverhältnisses maßgebend.

§ 5 Verhältnis der Bildungszeit zu anderen Freistellungen
(1) Der nach diesem Gesetz bestehende Anspruch 
auf Bildungszeit ist ein Mindestanspruch. Andere 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, Tarifverträge, 
Betriebsvereinbarungen oder Einzelverträge über 
Freistellungen zum Zwecke der Weiterbildung bleiben 
davon unberührt.
(2) Freistellungen, die aufgrund der in Absatz 1 
genannten Regelungen erfolgen, werden auf den 
Anspruch auf Bildungszeit angerechnet, wenn durch 
sie die Erreichung der in § 1 niedergelegten Ziele ermög-

licht wird und während der Freistellung ein Anspruch 
auf Fortzahlung des Entgelts besteht. Eine Freistellung 
wird nicht angerechnet, wenn die Weiterbildung der 
Einarbeitung auf bestimmte betriebliche Arbeitsplätze 
oder überwiegend betriebsinternen Erfordernissen 
dient.

§ 6 Bildungsmaßnahmen
(1)  Bildungsmaßnahmen im Sinne dieses Gesetzes 

müssen 
1.  mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

im Sinne des Grundgesetzes und mit der Verfas-
sung des Landes Baden-Württemberg in Einklang 
stehen, 

2.  den Themenbereichen des § 1 entsprechen,
3.  von anerkannten Bildungseinrichtungen im Sinne 

von § 9 durchgeführt werden,
4.  als Veranstaltungen durchgeführt werden, die 

durchschnittlich einen Unterrichtsumfang von min-
destens sechs Zeitstunden pro Tag umfassen. Bei 
mehrtägigen Maßnahmen sind auch Lernformen 
zulässig, die keine Präsenzveranstaltungen sind, 
wobei die Präsenzzeit über wiegen muss.

(2)  Keine Bildungsmaßnahmen im Sinne dieses Geset-
zes sind Veranstaltungen, 

1.  bei denen die Teilnahme von der Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Partei, Gewerkschaft, einem 
Berufsverband, einer Religionsgemeinschaft oder 
einer ähnlichen Vereinigung abhängig gemacht wird, 

2.  die unmittelbar der Durchsetzung politischer Ziele 
dienen, 

3.  die der Erholung, der Unterhaltung, der privaten 
Haushaltsführung oder der Körperpfl ege dienen,

4.  die der sportlichen, künstlerischen oder kunst-
handwerklichen Betätigung dienen,

5.  die dem Einüben psychologischer oder ähnlicher 
Fertigkeiten ohne berufl ichen Bezug dienen,

6.  die dem Erwerb der allgemeinen Fahrerlaubnis 
oder ähnlicher Berechtigungen dienen, 7. die als 
Studienreise mit überwiegend touristischem Cha-
rakter durchgeführt werden.

§ 7 Verfahren zur Inanspruchnahme der Bildungszeit
(1) Der Anspruch auf Bildungszeit nach diesem Gesetz 
ist gegenüber der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber 
so frühzeitig wie möglich, spätestens aber acht Wochen 
vor Beginn der Bildungsmaßnahme, schriftlich geltend 
zu machen.
(2) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann den 
Anspruch nur ablehnen, wenn dringende betriebliche 
Belange im Sinne des § 7 Bundesurlaubsgesetzes oder 
genehmigte Urlaubsanträge anderer Beschäftigter ent-
gegenstehen.

(3) Als dringender betrieblicher Belang gilt auch, wenn 
im Betrieb der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers am 
1. Januar eines Jahres insgesamt weniger als zehn Perso-
nen ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäf-
tigten beschäftigt sind oder wenn zehn Prozent der den 
Beschäftigten am 1. Januar eines Jahres zustehenden 
Bildungszeit bereits genommen oder bewilligt wurde.
(4) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber entscheidet 
über Anträge der Beschäftigten nach Absatz 1 gegen-
über der oder dem Beschäftigten unverzüglich, jedoch 
spätestens vier Wochen vor Beginn der Bildungsveran-
staltung schriftlich. Im Falle einer Ablehnung bedarf 
es der schriftlichen Darlegung der Gründe. Teilt die 
Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber die Entscheidung 
nicht innerhalb der in Satz 1 genannten Frist formge-
recht mit, so gilt die Bewilligung als erteilt.
(5) Die ordnungsgemäße Teilnahme an einer Bildungs-
veranstaltung ist der Arbeitgeberin oder dem Arbeitge-
ber gegenüber nach deren Beendigung nachzuweisen. 
Die für den Nachweis erforderlichen Bescheinigungen 
sind den Beschäftigten vom Träger der Bildungsmaß-
nahme zu erteilen.
(6) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann in 
dringenden Fällen die Zustimmung zu einer bereits 
genehmigten Inanspruchnahme der Bildungszeit 
zurücknehmen, wenn nicht vorhersehbare betriebliche 
Gründe, wie Krankheit anderer Beschäftigter, eingetre-
ten sind, deren Vorliegen zum Zeitpunkt des Antrags 
gemäß Absatz 2 eine Ablehnung ermöglicht hätte. Die 
durch die Ablehnung entstandenen und nachgewie-
senen unvermeidbaren Kosten der oder des Beschäf-
tigten einschließlich der Stornierungskosten trägt in 
diesem Fall die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber.

§ 8  Fortzahlung des Arbeitsentgelts, Verbot von 
Erwerbstätigkeit und Benachteiligung

(1) Während der Bildungszeit und im Fall der Erkran-
kung während der Bildungszeit wird das Arbeitsentgelt 
fortgezahlt und entsprechend den §§ 9, 11 und 12 des 
Bundesurlaubsgesetzes berechnet.
(2) Während der Inanspruchnahme der Bildungszeit 
darf keine dem Zweck dieses Gesetzes zuwiderlau-
fende Erwerbstätigkeit ausgeübt werden.
(3) Niemand darf wegen der Inanspruchnahme der 
Bildungszeit benachteiligt werden.

§ 9 Anerkannte Bildungseinrichtungen […]

§ 10 Anerkennungsverfahren […]

§ 11 Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes […]

§ 12 Inkrafttreten
Das Gesetz tritt am 1. Juli 2015 in Kraft.
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Bildungszeitgesetz Baden-Württemberg:
Hinweise zur Anmeldung

1. Wieviel Arbeitstage Anspruch habe ich? 

Fünf Arbeitstage pro Kalenderjahr (wer nur an einzelnen Tagen in 

der Woche arbeitet entsprechend anteilig). Auszubildende und 

Studierende der Dualen Hochschule Baden-Württemberg erhalten 

fünf Arbeitstage für den Zeitraum der gesamten Ausbildungszeit. 

Während dieser Zeit wird das Einkommen weiterbezahlt.

2. Wie muss ich mich anmelden? 

Die Anmeldung muss schriftlich beim Arbeitgeber erfolgen unter 

Angabe des Seminarinhaltes, des zeitlichen Ablaufs und des Namen 

des Bildungsträgers bzw. der Bildungseinrichtung. Alle diese 

Angaben erhältst Du nach der Anmeldung zu unseren Seminaren 

automatisch zugesandt.

3. Wann muss ich dem Arbeitgeber Bescheid geben? 

Spätestens acht Wochen vor Beginn der Maßnahme. Der Arbeitgeber 

muss dann spätestens vier Wochen vor Beginn der Maßnahme 

mitteilen, wenn er dem Antrag nicht zustimmt. Reagiert er nicht, 

gilt die Maßnahme als genehmigt.

4. Kann der Arbeitgeber ablehnen?

Ja, aber nur aus dringenden betrieblichen Gründen. Sollte der 

Arbeitgeber dies tun, sollte man sich unverzüglich an den Betriebsrat 

des Betriebes wenden.

5. Wo melde ich mich an?  

Bei der jeweils zuständigen IG Metall-Verwaltungsstelle oder bei 

den zuständigen Gremien im Betrieb.Gremien im



Anmelden, freistellen, teilnehmen 33

A
n

tr
a

g
 a

u
f 

B
il

d
u

n
g

sz
e

it

A
n

 d
ie

 F
ir

m
a

: 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 A
n

tr
ag

 a
u

f B
il

d
u

n
g

sz
ei

t 

S
e

h
r 

g
e

e
h

rt
e

 D
a

m
e

n
 u

n
d

 H
e

rr
e

n
,

ic
h

 b
e

a
n

sp
ru

ch
e

 B
il

d
u

n
g

sz
e

it
 n

a
ch

 d
e

m
 B

zG
 i

n
 d

e
r 

Ze
it

 

vo
n

  
  b

is
  

.

D
ie

 U
n

te
rl

a
g

e
n

 ü
b

e
r 

d
ie

 B
il

d
u

n
g

sv
e

ra
n

st
a

lt
u

n
g

 s
in

d
 w

ie
 f

o
lg

t 
b

e
ig

e
fü

g
t:

 
N

a
ch

w
e

is
 ü

b
e

r 
d

ie
 A

n
e

rk
e

n
n

u
n

g

 
Th

e
m

e
n

p
la

n
 (

in
h

a
lt

li
ch

e
r/

ze
it

li
ch

e
r 

A
b

la
u

f,
 L

e
rn

zi
e

l,
 Z

ie
lg

ru
p

p
e

)

 
N

a
ch

w
e

is
 d

e
r 

Je
d

e
rm

a
n

n
zu

g
ä

n
g

li
ch

k
e

it

M
it

 f
re

u
n

d
li

ch
e

m
 G

ru
ß

 
 

 
 

U
n

te
rs

ch
ri

ft

Em
p

fa
n

g
sb

es
tä

ti
g

u
n

g

D
ie

se
s 

S
ch

ri
ft

st
ü

ck
 h

a
b

e
n

 w
ir

 h
e

u
te

 e
rh

a
lt

e
n

.

  
 

 
O

rt
, 

D
a

tu
m

  
 

 
U

n
te

rs
ch

ri
ft

 A
rb

e
it

g
e

b
e

r 

 
 

 
(b

zw
. 

d
ie

 S
te

ll
e

, 
d

ie
 d

e
n

 A
n

tr
a

g
 e

n
tg

e
g

e
n

 n
im

m
t)

A
b

se
n

d
e

r:
  

D
a

tu
m

N
a

m
e

 A
rb

e
it

n
e

h
m

e
r

S
tr

./
N

r.

P
LZ

/O
rt


